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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Stillschweigend folgte der Ständerat in der Frühjahrssession 2022 dem Antrag seiner
WAK-SR und stimmte der vom Nationalrat abgeänderten Motion Schmid (fdp, GR) zur
Änderung der Chemikalien-Risikoreduktions-Verordnung (ChemRRV) zu. Damit erhielt
der Bundesrat den Auftrag, das Chemikalienrecht dahingehend anzupassen, dass
gefährliche Stoffe in der chemisch-pharmazeutischen Industrie (zur Herstellung von
Chemikalien und Heilmitteln) unter der Voraussetzung einer geschlossenen Produktion
ohne Emissionen in die Umwelt und ohne Exposition der Chemikalien gegenüber
Menschen mit angemessener Befristung weiterverwendet werden dürfen. Betroffene
Akteure müssten jedoch die Verwendung der Stoffe bei der Anmeldestelle Chemikalien
melden. Der Ständerat wollte, wie zuvor auch der Nationalrat, die Bezugnahme auf das
Chemikalienrecht der EU erlauben. Auf Antrag seiner vorberatenden Kommission liess
er eine entsprechende Klausel im Motionstext, die den Bezug auf EU-Recht untersagt
hätte, fallen. Umweltministerin Simonetta Sommaruga erklärte im Rat, dass der
Bundesrat keinen Handlungsbedarf erkannt habe und lieber bei der bestehenden Praxis
geblieben wäre, da mit der abgeänderten Variante zwar weiterhin eine Anpassung an
das EU-Recht möglich sei, der Gesundheits- und Umweltschutz dennoch geschwächt
würden. Die bisherige Norm hatte vorgesehen, dass die Industrie, wo immer möglich,
die besonders gefährlichen Stoffe durch Alternativen zu ersetzen hat. Mit der Annahme
der Motion werde diese «austarierte Regelung» nun eingeschränkt, monierte
Sommaruga. 1

MOTION
DATUM: 28.02.2022
MARCO ACKERMANN

1) AB SR, 2022, S. 4 f.; Bericht WAK-SR vom 13.1.22
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